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09.12.1923 - 90. Geburtstag von Wolfgang Harich (gest. 15.03.1995)
11.12.1918 – 95. Geburtstag von Alexander I. Solschenizyn (gest. 03.08.2008)
13.12.1948 – Gründung des Verbandes der Jungen Pioniere in der DDR

Seit Jahren findet in Magdeburg einer der größten
Naziaufmärsche in Deutschland statt. Auch am 18.
Januar 2014 wollen Nazis wieder durch die Stadt
marschieren. Ihr sogenannter Trauermarsch ist zu-
gleich Verklärung des Nationalsozialismus und geziel-
te Besetzung des öffentlichen Raums. Er dient zur
Stärkung der Binnenidentität der Nazis, zur Demon-
stration von Macht auf der Straße und der Propagierung
ihrer menschenverachtenden Inhalte.
Magdeburg war lang genug Aufmarschort der Nazis.
Wir stellen uns gegen ihre Inszenierungen – egal, in
welchem Stadtteil sie demonstrieren wollen. Dafür
braucht es aufeinander bezogene, vielfältige und krea-
tive Formen des Engagements. Wir unterstützen des-
halb ausdrücklich die Protestaktionen des Bündnisses
gegen Rechts unter dem Motto „Den Nazis keinen
Raum geben“. Zahlreiche Meilensteine der Demokra-
tie sollen die Meile der Demokratie erweitern und
durch dezentrale Aktionen den städtischen Raum
besetzen.
Seit vielen Jahren engagieren sich gegen den Naziauf-
marsch Menschen aus Initiativen, Vereinen, Gewerk-
schaften, Parteien und Kirchen. Neben Protestformen
wie Mahnwachen, Kunstaktionen und Demonstratio-
nen halten wir friedliche Blockaden für ein legitimes
Mittel der Auseinandersetzung mit Naziaufmärschen.
Sie waren dort erfolgreich, wo sie – getragen von
einem gewaltfreien und solidarischen Aktionskonsens
– die Entschlossenheit vieler Menschen dokumentie-

ren, die Aufmärsche der Nazis nicht mehr hinzuneh-
men.
Wir rufen dazu auf, am 18. Januar 2014 an den
verschiedenen Protesten teilzunehmen und sich an den
friedlichen Blockaden gegen die Nazis zu beteiligen.
Wir wollen vielfältig, kreativ und entschlossen prote-
stieren – gegen Menschenverachtung, Rassismus und
Geschichtsrevisionismus. Lasst uns den jährlichen
Naziaufmarsch in Magdeburg zur Geschichte ma-
chen!
Magdeburg, den 27. November 2013

Aufruf zur  Teilnahme an Protesten und Blockaden gegen
den Naziaufmarsch in Magdeburg am 18. Januar 2014

Erstunterzeichner_innen
(Verbände, Organisationen und Parteien):

* AWO Jugendwerk
* BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Sachsen-Anhalt
* DIE LINKE. Sachsen-Anhalt
* DIE LINKE. Stadtverband Magdeburg
* Fachschaftsrat der Fakultät für Humanwissen-
   schaften der Otto-von-Guericke- Universität
   Magdeburg
* Front deutscher Äpfel
* GRÜNE JUGEND
* JUSOS Sachsen-Anhalt
* Linksjugend Solid

Mitzeichnen und unterstützen auf:
www.blockmd.de
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Nachbetrachtung zum Stadtparteitag DIE LINKE Halle (Saale)
(mb) Neben dem Rechenschafts-
bericht des bisherigen Stadtvor-
standes, dem Bericht des Frakti-
onsvorsitzenden der Stadtratsfrak-
tion Bodo Meerheim, dem Gruß-
wort von  Birke Bull, der Landes-
vorsitzenden unserer Partei, hatten
wir einen regelrechten Wahl-
marathon zu bewältigen. Ging es in
vielen der Redebeiträge um unsere
konkrete Arbeit vor Ort und sozu-
sagen auch schon ganz konkret um
die Vorbereitung der Kommunal-
wahlen am 25. Mai nächsten Jah-
res ging vielleicht die Bedeutung
der verschiedenen Wahlen unter.
Wir haben einen Stadtvorstand
gewählt, der uns also in den kom-
menden Kommunalwahlkampf füh-
ren wird, der verantwortlich für
den in unserer Stadt zu führenden
Europawahlkampf sein wird. Die-
ser Stadtvorstand wird sich aber
auch schon mit dem Landtagswahl-
kampf für die Landtagswahl im
Frühjahr 2016 zu beschäftigen ha-
ben. Das sollte schon zu Amtszei-
ten des jetzigen Vorstandes pas-
sieren, sonst wird die Zeit für eine
fundierte Grundlage zu knapp.
Wir haben desweiteren die Dele-
gierten zu den Bundesparteitagen
der Jahre 2014/2015 gewählt. Auch
diese Genossinnen und Genossen
(die Ergebnisse der vielen Wahlen
waren im letzten Linken Blatt ver-
öffentlicht) werden wieder hohe
Verantwortung zu tragen haben,
sei es wenn es um Satzungsfragen
geht, oder um die Wahl des neuen
Parteivorstandes. Die gewählten
Genossinnen und Genossen zur
Bundesvertreterkonferenz werden
über das Europawahlprogramm
sowie über die Kandidatinnen und
Kandidaten zur, ebenfalls am 25.
Mai 2014 stattfindenden, Europa-

wahl mit zu entscheiden haben. Das
wird ungefähr so einfach sein, wie
die Quadratur des Kreises. Gilt es
doch, Regionen und Politikfelder
für ganz Deutschland zu beachten.
Wenn wir reell ca. sieben bis acht
Mandate holen können, dann ist
das allein mit der regionalen Ver-
teilung bei 16 Bundesländern schon
sehr schwierig. Für die von uns
gewählten Delegierten zur Bundes-
vertreterversammlung wird sicher
auch die Aufgabe relevant sein, die
Bedeutung auch der Europawah-
len für unsere Partei und unser Land
in unsere Basis zu tragen, die Be-
deutung linker Politik für Europa
den Wählerinnen und Wählern nahe
zu bringen.
Die von uns gewählte Finanz-
revisionskommission wird wie bis-
her prüfen, ob wir unsere Mittel
satzungs- und buchungstechnisch
korrekt ausgeben und sie werden
sicher der neuen Schatzmeisterin
Melanie Heyner mit Rat und Tat
zur Seite stehen.
In den Landesausschuss wählten
wir Marion Krischok und Dr. Chri-
stine Radig. Bisher waren unsere
Vertreter Marion Krischok und
Frank Baier. Frank war bis dato
auch Vorsitzender des Landesaus-
schusses. Im Paragraph 20, Ab-
satz 1 der Landessatzung der Par-
tei DIE LINKE Sachsen-Anhalt
wird die Aufgabe dieses Gremi-
ums wie folgt beschrieben: „Der
Landesausschuss ist das Organ des
Landesverbandes mit Konsulta-
tiv-, Kontroll- und Initiativfunktion
gegenüber dem Landesvorstand.“
Der ausführliche Text zum
Landesausschuss findet sich in der
Satzung der Partei DIE
LINKE.Landesverband Sachsen-
Anhalt. So befasst sich dieses Gre-

mium mit den jährlichen Finanzplä-
nen des Landesverbandes, disku-
tiert die Rechenschaftsberichte,
berät über Leitanträge an die Lan-
desparteitage, wie zuletzt z.B. die
Kommunalpolitischen Leitlinien,
begleitet die Parteientwicklung,
sowie Kampagnen der Landes-
partei, z.B. die Rentenkampagne.
Wichtige Themen waren auch die
Programmdebatte und der Listen-
vorschlag des Landesvorstandes
zur Landtagswahl. Aber auch mit
so scheinbar banalen Anträgen wie
dem Antrag zur finanziellen Unter-
stützung des jährlich stattfindenden
Pfingsttreffens beschäftigt sich der
Landesausschuss und gibt Emp-
fehlungen an den Landesvorstand.
Ihr lest also, auch das ist eine wich-
tige und umfangreiche Arbeit.
Die Redaktion des Linken Blattes
gratuliert allen gewählten Genos-
sinnen und Genossen, ob Stadt-
vorstand, Delegierte, Ersatz-
delegierte, Mitgliedern der Kom-
missionen und Ausschüssen und
auch deren Vertreterinnen und
Vertretern und wünscht allen gutes
Gelingen und immer auch ein Quent-
chen Spaß bei aller ehrenamtlichen
Arbeit.
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Liebe Genossinnen und Genos-
sen, wie heißt es so schön:
Neue Besen kehren gut. Wir
haben uns einen neuen Stadt-
vorstand gewählt – freilich mit
einigen bekannten Gesichtern,
aber auch mit neuen Gesich-
tern.
In den nächsten Ausgaben

möchten wir Euch die Mitglie-
der des neu gewählten Stadt-
vorstandes näher vorstellen.
Wir beginnen mit den bisher
noch nicht in diesem Gremium
vertretenden Genossinnen und
Genossen. Eine Ausnahme wird
die neu gewählte Schatz-
meisterin sein. Melanie Heyner

war zwar bisher schon im Stadt-
vorstand, aber eben nicht in ih-
rer jetzigen Funktion. In dieser
Ausgabe beginnen wir mit der
jungen Frau, die ihr trotz
studienbedingter Nichtanwe-
senheit in den neuen Stadtvor-
stand gewählt habt:
Sarah Heinemann

1. Liebe Sarah, du bist 25 Jahre
alt, Studentin der Sprech-
wissenschaft an der hiesigen
Universität und nun seit dem
16.11.2013 Mitglied des Stadt-
vorstandes DIE LINKE Halle
(Saale).
Wie bist du zur Partei DIE
LNKE gekommen?
Liebe Marianne, in meiner Familie
sind wir schon immer links gewe-
sen. Aber eigentlich bin ich erst so
richtig an Die LINKE gekommen,
als ich 2010 ein Stipendium der
Rosa-Luxemburg-Stiftung erhalten
habe. Dort habe ich viele politisch
engagierte und nette Menschen
kennengelernt und „musste“ mich
so nach und nach einfach auch
stärker mit politischen Themen aus-
einandersetzen, was nicht leicht
war, da ich mich bis dato nur wenig
damit beschäftigt habe bzw. mein
Studium sich auch eher mit Kunst
und Rhetorik befasst als mit Politik
und Geschichte (wie bei den mei-
sten anderen Stipendiat*innen). Im
September 2012 bin ich dann für
ein Jahr an die italienische Univer-
sität in Genua gegangen und habe
dort studiert. Vor allem aber habe
ich die dortigen Studienverhältnisse
kennengelernt. Die Studierenden
werden unter anderem nicht dazu
angehalten, Fragen zu stellen oder
zu diskutieren und es herrscht dar-
über auch großer Unmut. Doch sie

sind noch weit davon entfernt aktiv
etwas gegen diese Missstände zu
unternehmen. Das hat mich sehr
zum Nachdenken gebracht. Dann
überschlugen sich zusätzlich die
Ereignisse in meiner Heimatstadt;
Hochschul- und Kulturkürzungen,
Hochwasser, Protestaktionen. Ich
konnte von Genua aus nicht viel
tun, außer Informationen weiterzu-
leiten und alle Petitionen zu unter-
schreiben, die ich erhielt. Das war
eigentlich der ausschlaggebende
Punkt für den Entschluss mich ab
sofort politisch einzubringen. Und
deshalb trat ich im August, gleich
nach meiner Rückkehr aus Italien,
der Partei Die LINKE bei. Seit-
dem engagiere ich mich in der
Linksjugend [‘solid] und gebe mir
verstärkt große Mühe, mich mit
Politik auseinanderzusetzen, um
auch aktiv etwas zu verändern.
Außerdem habe ich die Hoffnung,
als studierte Rhetorikerin und
Sprecherzieherin meine Fähigkei-
ten eventuell hilfreich einsetzen zu
können.

2. Was waren Deine Beweg-
gründe für die Kandidatur?
Ich bin jemand, der immer wieder
nach neuen Herausforderungen
sucht und sich ihnen auch mutig
stellt. In den letzten Jahren habe ich
mich sehr in der Kultur engagiert
und bin auch immer noch zeitweilig

als Statistin an der Oper Halle tätig.
Ich habe also als gebürtige
Hallenserin, Studentin und Kultur-
liebhaberin gleich mehrere Grün-
de, um etwas an den aktuellen Miss-
ständen ändern zu wollen. Ein net-
ter Mensch hat mir die Aufgaben
des Stadtvorstandes erklärt und
meinte, es würden noch Kandi-
dat*innen gesucht. Ich fand es in-
teressant und dachte ich versuche
einfach mal mein Glück. So habe
ich mich sehr spontan und kurzfri-
stig noch für eine Bewerbung ent-
schieden. Allerdings war ich umso
überraschter, als ich tatsächlich ge-
wählt worden bin! Ich freue mich
natürlich sehr als politischer Neu-
ling so eine Chance zu bekommen!

3. Wie stellst du dir deine Ar-
beit in diesem Gremium vor und
gibt es bereits Vorstellungen
deinerseits, wo deine Schwer-

Vorgestellt:  Sarah Heinemann
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Vorankündigung Luxemburg - Lieb-
knecht - Gedenken

Wie auch in den Jahren zuvor stellt der Stadtverband
Halle (Saale) gemeinsam mit dem Saalekreis und dem
Burgenlandkreis einen Bus zur Fahrt nach Berlin.  Der
Unkostenbeitrag für unsere Genossinnen und Genos-
sen beträgt wie in den Jahren zuvor 15,00 Euro. Wir
freuen uns auf eine rege Teilnahme. Anmeldungen bitte
unverzüglich über die Telefonnummer 01775737799
oder über info@dielinke-halle.de Die genauen Daten
werden im nächsten Linken Blatt veröffentlicht.

Liebe Genossinnen und Genossen,
der Stadtvorstand hat sich die Verbesserung der
Kommunikation im Stadtverband auf die Fahnen
geschrieben. Dazu gehören neben dem erklärten
Willen auch ganz praktische Dinge. Deshalb möch-
ten wir Euch bitten, dem Vorstand via Geschäfts-
stelle (info@dielinke-halle.de) Eure Erreichbar-
keit per E-Mail anzugeben. Herauskommen soll
bei der Aktion letztlich ein Newsletter, über den
ihr sehr zeitnah über wichtige Dinge im Stadt-
verband informiert werden könnt. Auch sehr kurz-
fristige Termine könnten wir besser verbreiten.
Wir hoffen auf viele Rückmeldungen.
Marianne Böttcher

punkte liegen könnten?
Ich denke die Arbeit in so einem Gremium wird
interessant und spannend. Und ich denke es
wird nicht an Herausforderungen mangeln. Zwar
brauche ich als Neue bestimmt noch etwas
Starthilfe, aber ich schätze ich finde mich schnell
hinein. Ich würde mich gern mit den Bereichen
Hochschul- und Kulturpolitik auseinanderset-
zen und auch als Ansprechpartnerin für Jugend-
verbände und die Rosa-Luxemburg-Stiftung
fungieren. Aber prinzipiell bin ich da sehr offen
und neugierig.

4. Möchtest Du unseren Leserinnen und
Lesern noch etwas mitteilen, wonach ich
Dich nicht gefragt habe?
Ich hoffe über mein neues Engagement kann ich
viel für mich mitnehmen und dazulernen. Und
vielleicht kann ich meine Fähigkeiten einbringen
und sie durch neue ergänzen. Außerdem erhoffe
ich mir viele schöne Anregungen für meine
Masterarbeit, die ich zu einem gesellschaftspo-
litischen Thema schreiben werde. Sonst bin ich
sehr gespannt auf die folgenden zwei Jahre und
wo sie mich hinführen werden. Dankeschön.

Liebe Sarah, wir wünschen dir viel Erfolg bei
Deinen Projekten und natürlich insbesondere
für deine Arbeit im Stadtvorstand.

Wir gratulieren allen Genossinnen
und Genossen, die im Monat
Dezember  Geburtstag haben.
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Eine lange Stadtratssitzung mit wich-
tigen Entscheidungen und vielen
Emotionen liegt hinter uns! Aber
der Reihe nach!
Seit langem war die Bürger-
fragestunde vor dem Stadtrat wie-
der sehr gut besucht. Die dafür
eingeplante Stunde reichte diesmal
nicht aus, um alle BürgerInnen an-
zuhören. Einige Anfragen werden
nun schriftlich beantwortet. Die
Anfragen der BürgerInnen bezo-
gen sich auf die Erhaltungssatzung
im Gesundbrunnenviertel, auf den
Umzug des Herder-Gymnasiums,
zum B-Plan eines neuen Wohnge-
bietes in Dölau, um Lärmbelästi-
gungen, um den geplanten Abriss
des „Künstlerhauses 188“ u.a.m.
Noch ehe der Stadtrat richtig losle-
gen kann, wird eine Auszeit ausge-
macht. Grund dafür ist ein Dring-
lichkeitsantrag zur Theater, Oper
und Orchester GmbH (TOO) und
dazugehörender Änderungsanträge.
Nach der Einigung zu dieser Proble-
matik beginnt die Sitzung. Etliche
Dringlichkeitsanträge, die vor allem
Umsetzungen in den Ausschüssen
und Aufsichtsräten betreffen, wur-
den zusätzlich auf die Tagesord-
nung genommen, andere Vorlagen,
wie z.B. die Spielplatzkonzeption
und die kulturpolitischen Leitlinien,
wurden abgesetzt und sollen später
behandelt werden.
Im Bericht des Oberbürgermeisters
ging es um den Beschluss zum Haus-
halt, der im Dezember verabschie-
det werden soll. Er machte deutlich,
dass die Stadt Halle keine neuen
Schulden machen wird! Derzeit sind
300.000 Euro noch nicht „gedeckt“,
das Delta muss noch ausgeglichen
werden!
Einstimmig stimmte der Stadtrat
dann einem Antrag zu, der den Land-
tag von Sachen-Anhalt auffordert,
die geplanten Kürzungen für die
TOO von 2,9 Mio. Euro  nicht vor-
zunehmen. Der Stadtrat fordert das

Land auf, die Zuschusskürzungen
für die TOO bis zum Jahr 2018 im
Einvernehmen mit der Stadt Halle
vorzunehmen. Der Oberbürgermei-
ster wurde beauftragt, die Verhand-
lungen mit dem Land über eine
stufenweise Zuschusskürzung für
die TOO ab dem Jahr 2015 fortzu-
setzen. In der Landtagssitzung am
12./13. Dezember soll das Land
seine Position gegenüber der Stadt
darstellen!
Ebenfalls zugestimmt wurde der
Vorlage für die Festlegung der fünf
Wahlkreise zur Kommunalwahl am
25. Mai 2014. Leichte Veränderun-
gen gibt es zu den bisherigen Wahl-
kreisen auf Grund der Bevölke-
rungsentwicklung.
Richtig turbulent wurde es dann
beim Tagesordnungspunkt „Ausbau
Böllberger Weg Nord, 2. BA –
Gestaltungsbeschluss“. Hinter die-
ser Vorlage verbirgt sich der Aus-
bau des Böllberger Weges für eine
Veränderung der Bahnkörper der
Straßenbahn. Durch ein
Förderprogramm von Bund und
Land würde die Stadt Halle (Saale)
die entsprechenden Gelder bekom-
men. Allerdings legt dieses
Förderprogramm klare Prämissen
der Förderung fest. Hier gehe es
um ein „eigenes Gleisbett“. Das
wiederum hat zur Folge, dass aus
Platzgründen die ehemalige
Weingärtenschule – jetzt Künstler-
haus 188 – abgerissen werden muss.
Der Streit über ggf. andere Alter-
nativen beschäftigte auch schon die
letzte Stadtratssitzung. Der Antrag,
diesen Vorgang zur nochmaligen
Prüfung in den Planungsausschuss
zu verweisen, schlug fehl. Alle ein-
gebrachten Ideen und Varianten
waren nicht mehrheitsfähig. Eine
namentliche Abstimmung ergab,
dass 23 Räte für die Vorlage, 19
dagegen (bei vier Enthaltungen)
waren. Damit wird die Genehmi-
gung zum Abriss eingeholt.

Einer Gebührensatzung für Musik-
und Instrumentalunterricht am Kon-
servatorium „Georg Friedrich Hän-
del“ hat unsere Fraktion nicht zuge-
stimmt. Ein Antrag unserer Frakti-
on, dass das 3. Kind einer Familie
für die Gebühren freigestellt wird,
fand keine Mehrheit.
Ohne Probleme wurde die Fort-
schreibung des Bibliotheksent-
wicklungskonzeptes, der Jahres-
abschluss des MDV, der Jahresab-
schluss des Berufsförderungs-
werkes und die Richtlinie für die
Tagespflege in der Stadt Halle (Saa-
le) bestätigt.
Emotional wurde es bei der Verab-
schiedung der „Satzung über die
Erhebung von Kostenbeiträgen für
die Benutzung der Kindertagesein-
richtungen in der Stadt Halle (Saa-
le)“ und zur „Satzung über den Be-
such von Kindertageseinrichtun-
gen“.
Der „Satzung zum Besuch der Kitas“
konnten wir zustimmen. Unsere
Änderungsanträge zur Aufrechter-
haltung der Betreuungsstufen von
55 und 60 Stunden beispielsweise
wurden bereits im Jugendhilfeaus-
schuss angenommen und durch die
Verwaltung für die Vorlage über-
nommen. Zur Gebührensatzung hat-
te unsere Fraktion – zugegeben et-
was kurzfristig – noch einen Ände-
rungsantrag eingebracht, der eine
Kappungsgrenze von 260 Euro für
die Betreuung der Kinder vorsah.
Bodo Meerheim argumentierte, dass
wir auch eine kostenlose Betreuung
in der Kita anstreben, jedoch derzeit
die finanzielle Lage der Kommune
es nicht hergibt! Aber Mehrkind-
familien wollen wir nicht noch zu-
sätzlich belasten, darum unser An-
trag! Die Deckung der Mehrkosten
soll u. a. aus den Mehreinnahmen
der Stadt Halle bei den Steuerein-
nahmen gedeckt werden. Die Ver-
waltung kann nicht genau benen-
nen, wie hoch die Summe der Mehr-

Aus der Stadtratssitzung am 27. November 2013
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An alle Mitglieder des Parteivor-
standes, des Bundesausschusses
und alle Sprecher/-innen der bun-
desweiten Zusammenschlüsse

Mit dem Ergebnis der Bundestags-
wahl ist allen klar, dass die Partei
insgesamt weniger finanzielle Mit-
tel zur Verfügung hat. Deshalb muss
sie an allen Stellen nach Einspar-
potentialen suchen. Dass diese not-
wendigen Maßnahmen nicht an je-
der Stelle für Begeisterungsstürme
sorgen, ist nachvollziehbar. Umso
mehr verwundert uns die auf der
Sitzung des Parteivorstandes am
24. November getroffene Entschei-
dung. Konkret geht es darum, dass
auf Kosten des Fonds für zentrale
Druckerzeugnisse nicht nur gespart,
sondern darüber hinaus durch wei-
tere Kürzung die Zuführung an den
Jugendverbande erhöht werden soll.
Über den zentralen Druckkosten-
fond wird unter anderem der DIS-
PUT mit jährlich 65.000 Euro unter-
stützt. Dessen Fortbestand sehen
wir nun stark gefährdet.
Zu den Fakten
Im Entwurf des Finanzplans 2014,
den Bundesschatzmeister Raju
Sharma vorlegte, waren für den
Fond für zentrale Druckkosten
170.000 Euro veranschlagt – 50.000
Euro (22,7 %) weniger als im Ka-
lenderjahr 2013. Für den Jugend-
verband wurden 300.000 Euro an-
gesetzt. Das sind 150.000 Euro
weniger als 2013. Dies scheint un-

ausgaben sei und meint, dass es
keine Deckung gäbe! Bodo ver-
weist auf andere Aussagen und
drückt sich deutlich aus, dass er
„stinksauer und wütend“ auf die
Verwaltung sei. Unser Antrag kann
sich leider nicht durchsetzen, auch
ein Änderungsantrag der Grünen

nicht, der Verbesserungen für Mehr-
kindfamilien beinhaltet. Der CDU-
Antrag mit einer Kappungsgröße
von 285,00 Euro monatlich setzt
sich schließlich durch. Wir haben
der Erhöhung der Kosten für die
Benutzung der Kitas nicht zustim-
men können.

„Heiße“ Diskussionen gab es auch
noch um die Vorlage „Aufhebung
der Erhaltungssatzung Nr. 55 Gar-
tenstadt Gesundbrunnen“. Diese
Vorlage wurde in den Planungs-
ausschuss verwiesen! Wir berich-
ten weiter…
Ute Haupt, Stadträtin

Stellungnahme der BAG Rote Reporter/-innen zur vom Parteivorstand beschlos-
senen weiteren Kürzung des Fonds für zentrale Druckerzeugnisse
BAG Rote Reporter/-innen, Sprecherrat

verhältnismäßig hoch.
Bei der Beurteilung ist jedoch zu
berücksichtigen, dass nach dem
diesjährigen Gerichtsurteil der Ju-
gendverband linksjugend.solid eben-
so wie die Jugendverbände der an-
deren Parteien (JU, Grüne Jugend,
Junge Liberale, Falken) staatliche
Förderung erhalten. Das sind nach
derzeitigem Kenntnisstand 150.000
Euro (2013 waren es 160.000).
Rechnet man diesen Betrag mit den
eingestellten 300.000 Euro des Par-
teivorstandes zusammen, kommt
man auf 450.000 Euro, die dem
Jugendverband zur Verfügung ste-
hen würden. Übrigens genauso viel
wie 2013.
Auf der Beratung des Parteivor-
standes am 24. November 2013
wurde der Antrag gestellt und be-
schlossen, dass der Fonds für zen-
trale Druckkosten um weitere
30.000 Euro reduziert sowie die
damit freiwerdenden Mittel dem Ju-
gendverband zugewiesen werden.
Damit hätte der Jugendverband im
Vergleich zu 2013, unter Berück-
sichtung aller Fördermöglichkeiten
(Partei und staatliche Förderung)
30.000 Euro mehr zur Verfügung.
Er wäre der einzige Bereich, der
nicht von Kürzungen betroffen ist,
sondern im Kalenderjahr 2014 im
Vergleich zu 2013 finanziell sogar
besser ausgestattet sein wird.
An dieser Stelle möchten wir daran
erinnern, dass der Parteivorstand
eine Ausfallbürgschaft übernom-

men hat. Sollte der Jugendverband
wider Erwarten eine staatliche För-
derung von weniger als 120.000
Euro erhalten. Somit sind dem Ju-
gendverband für 2014 mindestens
420.00 Euro finanzielle Mittel si-
cher. Die Kürzung zu 2013 beträgt
im schlechtesten Falle max. 30.000
Euro (6,7 %).
Wenn wir uns darüber einig sind,
dass an jeder Stelle der Partei ge-
spart werden sollte, sind diese 30.000
Euro im Verhältnis zur Fördersum-
me im vergangenen Jahr von
450.000 Euro auch für den Jugend-
verband zu verkraften.
Für den Fonds für zentrale Druck-
erzeugnisse ist hingegen die Ein-
sparung enorm. Statt 220.000 Euro
im Jahr 2013, stehen nun nur noch
140.000 Euro zur Verfügung. Dass
sind 80.000 Euro (36,4 %) weniger.
Über diesen Fonds, kurz auch
Druckkostenfond genannt, werden
unter anderem die externen Publi-
kationen der Zusammenschlüsse fi-
nanziert (2013 mit 40.000 Euro, für
2014 vorgesehen mit 30.000 Euro)
und das Erscheinen der monatli-
chen Mitgliederzeitschrift DISPUT
mit 65.000 Euro jährlich bezuschusst.
Mit dieser erneuten Kürzung des
Druckkostenfonds könnten sich die
Mittel reduzieren, die den Zusam-
menschlüssen für ihre Publikatio-
nen zur Verfügung stehen.
Die Sprecher/innen der Zusammen-
schlüsse hatten sich auf ihrem Tref-
fen am 16. November nach einem
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langen Diskussionsprozess auf eine
Berechnung der Sparmaßnahmen
geeinigt, die ca. 30% Kürzung für
die Arbeit der Zusammenschlüsse
beinhalten. Hier wird durch die
weitere Beschneidung der finanzi-
ellen Mittel, die konstruktive
ergebnisorientierte Diskussion vom
16.11. 2013 für null und nichtig er-
klärt.
Die Alternative ist aber keine, wenn
sich die Kürzungen auf den DIS-
PUT konzentrieren, was dessen
Erscheinen ernsthaft gefährden
würde.
Der DISPUT ist derzeit unsere ein-
zige Mitgliederzeitschrift in der Par-
tei DIE LINKE, die Informationen
aus dem Parteivorstand, aus den
Landesverbänden, aus den Parla-
menten und zu bestimmten Themen
aufarbeitet. Für die Mitglieder, die
den DISPUT abonnieren oder ko-
stenlos als PDF im Internet lesen
und downloaden, ist er eines der
wichtigsten Informationsquellen.
Im Verlauf des letzten Jahres hat
sich der DISPUT enorm weiterent-
wickelt. Inhalt und Layout sind
moderner und lebendiger gewor-
den. Die Themen sind abwechs-
lungsreich. In der Rubrik „Leserzu-
schriften“ kommen Genossinnen
und Genossen der Parteibasis zu
Wort. So spiegelt sich die gesamte
Pluralität der LINKEN wider. Die
Weiterentwicklung des DISPUT zu
Beginn des Jahres 2013 führte spür-
bar zu steigenden Abonnenten-
zahlen. Besonders die westlichen
Landesverbände verfügen kaum
oder gar nicht über eigene Printme-
dien, um ihre Mitglieder zu infor-
mieren. Für sie ist der DISPUT eine
wichtige Informationsquelle, um über
Ereignisse und Themen der Partei
informiert zu sein.
Wenn wir uns darüber einig sind,
dass es ein Printmedium geben muss,
mit dem die Genossinnen und Ge-
nossen sowie Sympathisanten in-

formiert werden, dann darf der Be-
stand des DISPUT nicht gefährdet
werden. Uns allen ist gut in Erinne-
rung, welche Kosten ein Alternativ-
projekt wie der Versuch der Mit-
gliederzeitschrift DIE LINKE ver-
ursacht hat. Wenn wir jetzt aus
finanziellen Gründen dafür sorgen,
dass das Erscheinen des DISPUT
eingestellt wird, werden wir zukünf-
tig viel mehr finanzielle Mittel benö-
tigen, um ein Äquivalent zu schaf-
fen.
Als Bundesarbeitsgemeinschaft
Rote Reporter/-innen sprechen wir
uns ausdrücklich für den Erhalt des
DISPUT und seine Weiter-
qualifizierung aus. Die ursprünglich
vorgesehene „Kürzung“ des Bud-
gets des Jugendverbandes halten
wir aus o. g. Gründen für vertretbar.
Es gibt im schlimmsten Fall eine
Kürzung für den Jugendverband in
Höhe von 6,7 %, während an ande-

ren Positionen, z.B. den Zusam-
menschlüssen, 30 % eingespart
werden. Auch die Vereinbarung
einer Nullrunde mit dem Personal
im KLH ist ein Zeichen, das  für
eine LINKE schwierig zu vermit-
teln ist. Nicht vermittelbar ist unter
diesen Umständen, dass mit einer
Umschichtung von einer Kosten-
stelle auf die andere, ein Projekt
zum Sterben verurteilt ist und ein
anderes nicht zum Sparen aufge-
fordert wird. Eine Gefährdung des
wichtigsten Printmediums, über das
DIE LINKE derzeit verfügt, halten
wir für unverantwortlich.

Wir bitten deshalb die Verantwort-
lichen, in den folgenden Beratun-
gen zum Finanzplan, die Entschei-
dung des PV zur Kürzung des Fonds
für zentrale Druckerzeugnisse noch-
mals zu überdenken und rückgän-
gig zu machen.

Sabine Dirlich, Sozial- und arbeits-
marktpolitische Sprecherin
Seit Wochen erreichen die Fraktion
DIE LINKE im Landtag von Sach-
sen-Anhalt besorgte Briefe, die uns
darum bitten nach Möglichkeiten zu
suchen, die Projekte der
Schulsozialarbeit, die in den letzten
Jahren mit Hilfe der Finanzierung
aus dem Bildungs- und Teilhabe-
paket entstanden sind, zu erhalten.
Die Bundesregierung hat von An-
fang an angekündigt, die Projekte
nur bis Ende 2013 finanzieren zu
wollen. Danach sollten die Land-
kreise einspringen. Das ist vor dem
Hintergrund der Finanzsituation der
Kommunen illusorisch. Wir haben
deshalb das Thema im Landtag auf-
gegriffen und Vorschläge zur Lö-
sung unterbreitet.
Es war nicht möglich, über  das
Bildungs- und Teilhabepaket im

Landtag zu reden,  ohne noch ein-
mal unsere grundsätzliche Kritik
daran deutlich zu machen. Wir ha-
ben es von Anfang an als bürokra-
tisches Monster  bezeichnet und
haben mehrfach auf die Probleme
aufmerksam gemacht. Unsere Be-
denken haben sich nahezu restlos
bewahrheitet.
Es war nicht möglich, über dieses
Thema im Landtag zu reden, ohne
unsere grundsätzliche Kritik zu äu-
ßern an der Praxis, immer neue
Modellprojekte zu initiieren, nützli-
che Projekte entstehen zu lassen,
um dann nach einer mehr oder
weniger kurzen Phase die finanziell
klammen Kommunen mit der Fi-
nanzierung allein zu lassen.
„Schulsozialarbeit braucht dauer-
hafte und verlässliche Strukturen
und dauerhafte Beziehungen zwi-
schen den Kinder bzw. Eltern und

Schulsozialarbeit aus dem Bildungs- und
Teilhabepaket weiterführen
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den Sozialpädagogen, aber auch die enge Einbindung
ins Kollegium.“ So zumindest sehen es  vom Wegfall
bestehender Strukturen betroffene Schulleiterinnen zum
Beispiel aus Anhalt-Bitterfeld.
Es war nicht möglich, über das Thema Schulsozialarbeit
zu reden, ohne die Flickschusterei zu kritisieren, die
dann aus einer solchen Praxis entsteht. Schulsozialarbeit
finanziert durch ESF-Programme, Schulsozialarbeit auf
Initiative des Bundesministeriums für Familie, Seniorin-
nen, Frauen und Jugend, Schulsozialarbeit über das
Fachkräfteprogramm des Landes, Schulsozialarbeit in
Kommunaler Verantwortung, Schulsozialarbeit finan-
ziert mit Hilfe des Bildungs-und Teilhabepaket.
Dazu kommt,  dass es in all diesen Programmen
unterschiedliche Anforderungen an die Antrags-
verfahren gibt, unterschiedliche Anforderungen an die
inhaltliche Ausrichtung bestehen, die Mitarbeiterinnen
unterschiedliche Qualifikationen aufweisen müssen und
natürlich auch unterschiedlich bezahlt werden.
Unabhängig von all unserer Kritik wird in solchen
Projekten eine ausgesprochen wichtige und wertvolle
Arbeit geleistet. Im Schreiben aller Schulleiterinnen
aus dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld steht dazu :
„An unseren Schulen arbeiten seit geraumer Zeit
Schulsozialarbeiterinnen, welche aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket finanziert werden. Sie leisten eine
sehr gute sozialtherapeutische Arbeit, sind mit viel
Engagement dabei und kümmern sich intensiv um
Kontakte zwischen Schulen, Familien, Jugend- und
Sozialämtern. Besonders Familien aus bildungsfernen
Gesellschaftsschichten, die für schulische und erziehe-
rische Belange nicht mehr greifbar waren, nehmen das
Angebot über die Schulsozialarbeiterinnen, doch im
Sinne ihrer Kinder mit der Schule in Kontakt zu treten,
vermehrt an.“
Und genau darum ging es in unserem Antrag. Denn wir
haben es an dieser Stelle mit einem Dilemma zu tun, das
weder leicht zu beschreiben und noch weniger leicht zu
lösen ist. In einer der letzten Nachtsitzungen, die das
Bildungs- und Teilhabepaket geschnürt haben, wurde
in einer Protokollnotiz festgehalten, dass etwa 400
Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt wer-
den, um daraus Schulsozialarbeit und Mittagessen im
Hort zu finanzieren. Das allerdings nur bis Ende 2013.
Von diesem Zeitpunkt an, also ab dem 01.01.2014
übernimmt der Bund die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung.  Und wem sich jetzt der Zu-
sammenhang nicht auf Anhieb erschließt, dem sei
gesagt: Er besteht auch nicht wirklich!
Die Annahme, von der die Bundesregierung ausgegan-
gen war ist die, dass den Kommunen  von diesem

Zeitpunkt an die Mittel zur Verfügung stehen, die für
oben genannte Grundsicherung nicht mehr ausgegeben
werden müssen. Schaut man  die nackten Zahlen an, so
stellt man in der Tat fest, dass für die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung bis zu zehnmal
mehr ausgegeben wird, als für Schulsozialarbeit über
das Bildungs- und Teilhabepaket.
Aber leider ist damit mitnichten alles gut. Die Übernah-
me der Grundsicherung erfolgte nämlich schrittweise
und die Kreise haben schon in diesem Jahr nur noch
25% der Kosten für die Grundsicherung im Alter
getragen.
Und dann gibt es da auch noch das Finanzausgleichs-
gesetz. Den Kommunen sollten durch die Entlastung
von der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung Mittel für andere Aufgaben zur Verfügung
stehen. Das findet in Sachsen-Anhalt allerdings nicht
statt, weil der Finanzminister, mit dem Hinweis auf die
Entlastung, genau die Summe aus dem FAG für 2014
gestrichen hat, die in diesem Jahr für die Grund-
sicherung ausgegeben wurde. Den Kommunen in Sach-
sen-Anhalt stehen somit die freiwerdenden Mittel ge-
nau nicht zur Verfügung, die sie für Schulsozialarbeit
ausgeben könnten.
Damit stehen viele Projekte der genannten
Schulsozialarbeit in den Kreisen vor dem Aus.  Wir
wollten die Landesregierung veranlassen, über geeig-
nete Möglichkeiten zur Fortführung der Projekte nach-
zudenken, die zur Disposition stehen. Dabei haben wir
vorgeschlagen, dass nicht verausgabte Mittel aus dem
ESF verwendet werden sollen. Mittel, die in anderen
Programmen nicht abfließen, könnten an dieser Stelle
sinnvoll eingesetzt werden. Wir wissen, dass es solche
Mittel in Größenordnungen gibt. Etwa 30 Millionen
Euro stehen zur Debatte. Wir wissen, dass es möglich
ist, eine andere Verwendung vorzusehen und Um-
widmungen vorzunehmen. Im Sozialausschuss wurde
uns mitgeteilt, dass dies eine gängige Praxis ist.
Der zweite Punkt unseres Antrages hat den Blick ein
wenig geweitet. Wir machen uns keine Illusionen, dass
es möglich sein könnte, Schulsozialarbeit auf eine ein-
heitliche und dauerhafte Grundlage zu stellen. Aber
eine wirksame Koordination der verschiedenen Ange-
bote und eine Zusammenarbeit zwischen den Projekten
sollte in jedem Fall angestrebt werden. Auch um krasse
Unterschiede in den Anforderungen an die Projekte zu
vermeiden.
Die Koalitionsfraktionen haben es leider versäumt, die
Landesregierung sofort zum Handeln aufzufordern und
den Antrag in den Bildungsausschuss überwiesen.
Damit dürfte eine Landeslösung vereitelt worden sein.


